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DcrWeanite unddieMlirtsckatt
In der heutigen Zeit , in der die Wirtschaft für den Staat

und die Politik eitie bisher ungeahnte Bedeutung gewonnen
hat , können die Beziehungen des Beamten zur Wirtschaft und
der Wirtschast zu den Beamten nicht unbeachtet bleiben .
Drei Punkte sind es , die unter der Fülle von Wechfelbezie -
Hungen dieser Art besonders hervorragen und einiger Be -
trachtung wert sind : die Stellung des Beamten als Konsu -
ment , die EntWickelungen in der Preis - und Lohnpolitik und
der Austausch von Kräfte « zwischen Staat und Wirtschaft .

In erster Reihe steht die Eigenschaft des Beamten als
Konsument , als Verbraucher und Waren -Abnehmer . Unter
dem kaufenden Publikum , das für den Produzenten oder
Händler stets zur Deckung seines Bedarfs an Lebensmitteln ,
Kleidungsstücken , Wvhnungseinrichtungsgegenständen aller
Art , Büchern u . a . Erzeugnissen in Betracht , kam , war der
Beamte immer geschätzt. Man wußte , daß das Beamtentum
auf ein# passende , wenn auch bescheidene Ausstattung des
Haushalts hielt ; nicht üppig , aber ordentlich liebte der
Beamte sich einzurichten , ein « Familie , zu kleiden , für die
Ausbildung ssiner Angehörigen und Teinahme von den Kul¬
turgütern zu sorgen , sei es , daß darnach gestrebt ward , den
Kindern eine gute Erziehung angedeihen zu lassen , oder den
Seinigen die Möglichkeit der Beteiligung an der Wohnung ?-
kunst, dem Theaterbesuch oder ji nach Vorliebe auch eine
kleinere Reise zu bieten . Seit Jahren mußten derartige ,den früheren Standesgswohnheiten entsprechende , man ist
heute fast versucht zu sagen „Passionen "

eingeschränkt oder
aufgegeben werden . Die Verhältnisse der Kriegs - und Nach -
kriegszeit mit ihrer Aufzehrung der Bestände an Ausstat -
tungsgllt nicht minder wie auch der Verlust der Kapitalvxr --
mögen haben es mit sich gebracht , daß für notwendige Er¬
neuerungen nicht mehr viel zur Verfügung steht , ja , daß eS
dahin kam , aus Gründen der Sparsamkeit manche vonEltern gehegte Hoffnung auf Ergreifung des Studiums durcheinen Sohn u . dergl . aufgeben zu müssen ; manchmal wurde
selbst die Beiziehung eines Arztes unterlassen im Hinblickauf anderweide , dringlicher scheinende Bedürfnisse , die- ausden knapper gewordenen Einkünften zu bestretten waren .Die Periode der „Goldgehälter "

hat hieran noch nicht vielgeändert und man kann es deshalb heute aussprechen , dieProletarisierung des Beamtentums ist kein 'leeres Wort« ehr . An ihrem Charakter als breite und solide Käuferschichtbat die Beamtenschaft erheblich eingebüßt , eln Umstand , derin Wirtschaftskreisen nicht immer gleich erkannt wurde , heuteaber von Tag zu Tag schmerzlicher empfunden wird . Imletzten Halbjahr hat sich auch in den tieferen Schichten vonHandel u. Industrie die Überzeugung Bahn gebrochen , wiewertvoll ein kaufkräftiger Inlandsmarkt ist . Der Spruch :»Hat der Bauer Geild, so hat 's die ganze Welt ! "
gilt in un¬verändertem Maße auch von den Beamten .

In diesem Ringen der Konsumentvnschicht spielt natürlichbie Preisbildung keine geringe Rolle . Auf der einen SeiteBezüge, die wenig über die Hälfte des Friedensgehalts — ge-messen an der Kaufkraft der Mark — oder an diesen Frie -densgehalt zwar heranreichen , begegnet man auf vielen Ge -bieten des Produkten - und Warenhandels noch Preisen , diewesentlich über ihren Friedensstand hinausgehen . Die Be -mühungen wegen Senkung der Preise sind oftmals durch -kreuzt worden und der erwartet « und heißbegehrte Preisab »bau schon manchesmal in bedenkliches Stocken geraten . Eswar daher begreiflich , daß die Beamtenschaft in ausgedehntemMaße zur Selbsthilfe griff und durch Gründung von Wirt -
schaftsvereinigungen , Ein - und Verkaufsgenosseilschasten , dsngröbsten Ausschreitungen einer wucherischen Ausbeutung ent -Aegenzuarbeiten gesorgt hat . Was längst früher besonders>n der Stadt in Konsumvereinen angestrebt worden , wieRaiffeisenverein von ländlichen Kreisen »,4t Erfolg betätigtworden ist, das suchte unter den zwingenden wirtschaftlichenVerhältnissen der neueren Zeit auch der Beamte sich zu Nutzemachen . Nicht um anderen Berufsständen Konkurrenz zubereiten , dazu neigt der Beamte von Natur aus nicht, fon -

^
ern mangels einer genügenden finanziellen Stützung durchseinen Arbeitgeber Staat , die ihn auf den Weg der Selbst -vlfe -Einrichtungen hinwies . Diese Entwicklung begann aber" ich darzutun , wie die Beamten ihrer Zahl nach zu einem^irtschastspolitifchen Machtfaktor werden können, jeinehr sieauf wirtschaftlichen Gebieten einheitlich und geschlossenauftreten. Ob diese Macht sich als eine unbequeme oder gar

Ehrliche entwickeln werde, das liegt nicht zuletzt in oem^erhaten bestimmter Wirtschaftskrise , die nicht immer«erade bescheiden, sondern manchmal die Lage ausnützenddaher provozierend vorgegangen sind . Aus ihrer frühe -
Zurückhaltung herauszutreten , zwang die Beamtenschaftsonders die A»t und Weise , wie . f. Zt . in den Zeiten des

j
*8fleni>en Dollars und der Scheinblüte die Löhne in derV
^datindustrie hinaufkletterten , und außerdem die eigen -

j
*jWiche Erscheinung , daß, nachdem die Gehälter der Beam -jeweils automatisch im Anschluß, also nach den Lohnstei -

aufgebessert waren , späterhin immer wieder der
^ >uch unternommen worden ist, die Beamten als die Süai -VNAustellsn, die viel zu gut bezahlt seien und das Reich,
^

und Gemeinden an den Bettelstab gebracht hatten . Mit
Festsetzung der Goidgehälter im Dezember 1923 ist der

Schleier über diese Verhältnisse weggerissen und auch die Ar -mut des „ spekulierenden " Beamten vor aller Welt in ihrerNacktheit dargelegt worden . Möchte der damit einhergehendeUmschwung in der Anschauung über die Boamtenbesoldungin der Privatwirtschaft ein nachhaltiger sein und dadurch das
Verständnis für die beiderseitigen Beziehungen gefördertwerden .

Den Austausch von Kräften durch den Personalabbau an -
langend , kann gewiß der Umstand nicht von der Hand gewie -
sen werden , daß im Wege des Personalabbaues , der an sichja viel schmerzliches mit sich gebracht 'hat , der Wirtschaft
manch tüchtige und vielleicht sogar billige Arbeitskraft zuge -
führt worden ist. ES ist bekannt , daß in leitenden Stellen
großer Unternehmungen ustv . frühere Beamte sich oft vor -
züglich bewährt haben , wie umgekehrt der Staat dann und
wann aus der Wirtschaft Kräfte geholt hat , die außerordent -
lich erfolgreich wirkten . Ei « gegenseitiges Befruchten zwischenStaat und Wirtschaft zum Segen beider ist nachweisbar . All¬
mählich hat die Wirtschaft ihre höheren und leitenden Ange¬
stellten immer mehr als Beamte behandelt , namentlich was
ihre Versorgung und die ihrer Hinterbliebenen antzeht ; auch
manche staatliche Einrichtung in der Organisation ist in die
Betriebsweise der Privatindustrie übernommen worden .
Söhne von Industriellen wandten sich dem Staatsdienste zuwie andererseits aus der Beamtenschaft intelligente und un -
ternehmungslustige Köpfe zur Industrie übergingen . DaS war
gut so. Es wäre zu wünschen , daß diese Wechselbeziehun -
gen sich fortsetzten , weil sie in ihren Auswirkungen geeignet
sind , den Boden für ein « Auslese tüchtiger Kräfte in Staat
und Wirtschaft abzugeben , -deren Heranbildung auf beiden
Seiten das Gebot der Stunde ist.

Scdicksalsgemeinscbstt
Aus Anlaß der Besoldungs -Steuerregelung vom 24 . Mai

ds . Js . und der in ihrem Gefolge auftretenden Proteste der
Beamtenschast und Verhandlungen im Reichstag hat sich die
unliebsame Tatsache ergeben , daß über den im Verhältnis zum
Erfolg vielleicht zu hastig geführten . Entrüstungsfeldzug " die
Erkenntnis von der Schicksalsgemeinschaft aller Beamten da
und dort verloren gegangen und über das Ziel hinausgeschos -
sen worden ist . Dies besonders dann , wenn man von gewissenSeiten rein agitationsmäßig sich über die Höhe der Bezügedes höheren Beamten ereifert hat . Man darf doch nicht außer
Zlcht lassen , daß auch in der Privatindustrie seit längerer Zeit
schon die Umkehr zur Entlohnung der Arbeit nach der Güte
und Leistung eingesetzt hat , und daß gerade in den Kreisendes Berufsbeamtentums den Wert der qualifizierten Arbeit
wieder anerkannt sehen mächte ; vielfach hat man , und mit
Recht , daran Anstoß genommen , daß entsprechend dem Grund -
satz vom Mindestlohn jedem , auch dem Jüngsten , ja vielleicht
Ungelernten oder gar Unfähigen ein bestimmter Betrag aus -
geworfen werden mußte , so daß für den älteren , der Gelern -
ten und Erfahrenen , den Fleißigen nicht mehr viel übrigblieb . So wenig wie die Privatwirtschaft ebensowenig kann
aber auch der Staat die qualifizierte Arbeit , namentlich die
hochwertige Geistesarbeit entbehren . Um solche Kräfte zu ge -
Winnen und zu erhalten , ist eben notwendig , die mit schwieri -
gen Aufgaben und hoher Verantwortung betrauten Beamten
staatlicherseits wesentlich besser zu stellen als seither .

In diesem Zusammenhang ist auch der Möglichkeit zu ge-
denken , daß man darangehen könnte , Dienste , die steine be -
sonderen Fähigkeiten

'
Kenntnisse und Verantwortung fordern ,nicht mehr durch Beamte , sondern durch Angestellte erledigen

zu lassen . Solche Bestrebungen sind nicht leicht abzuweisen .Den höheren Beamten würden sie voraussichtlich wenig Ab -
bruch tun , für die große Masse der Beamtenschaft aber könnte
es verhängnisvoll werdien , wenn sie in die Reihen der Ange -
stellten und Arbeiterschaft hinübergeführt würden . Es kann
daher nicht der Weisheit letzter Schluß fein , jetzt durch Be -
tonung von Gegensätzen eine Kluft zwischen sich und den
höheren Beamten zu schaffen . Immer noch sollte daran fest -
gehalten werden , -das Vertrauensverhältnis nicht zu stören ,bei dem der höhere Beamte im unteren und mittleren seinenMitarbeiter sieht , und bei dem zum Ausdruck kommt, daß alle
Berufsbeamten geineinfame Interessen haben nnÄ von den
<3[eichen Gefahren bedroht find , miteinander ein Schicksal teile «,nämlich zusammen sich durchzusetzen oder zusammen unterzu -
gehen . J

Diese Erkenntnis hat die Beamtenschaft durch die schwierigeTage der Nachkriegszeit hindurchgerettet, sie läßt als Grund -
läge für ihre Einheitsfront auch. für die Zukunft Besseres und
Größeres erwarten , als zum Zwiespalt führende Auseinander -
setzungen .

Der « eslwert der » esmtengebülter inden Jadren 1919 —1923
Vom Statistischen Landesamt in Hamburg wurde vor kur«zem eine verdienstvolle Darstellung über . die Wirkungen derGeldentwertung auf die Gehälter der Beamten und Staats »angestellten in den Jahren ISIS bis 1928"

( Hamburger sta¬tistische Monatsberichte , Jahrgang 1924 ,Aprilheft ) veröffent¬licht, welche allgemeine Beachtung verdient und daher hierauszugsweise wiedergegeben werden soll. Die fortgesetzteEntwertung der deutschen Mark nach dem Kriege und ihreFolgeerscheinung , die Verteuerung der gesamten Lebenshal¬tung , hat am härtesten die Kestbesoldete« betroffen . Wennauch dem Nennwerte nach Gehälter und Löhne erhöht wur »den , so hielten sie doch nicht Schritt mit der fortschreitenden

Teuerung , sondern blieben meist weit dahinter zurück. No »minalwert und Realwert der an Beamte , kaufmännische An -gestellte und Arbeiter gezahlten Gehälter und Löhne ent -feinten sich immer mehr voneinander . . Nach Einführung einerwertbeständigen Währung dürfte daher ein Rückblick auf dieWirkungen der Geldentwertung durch Berechnung der Kauf -kraft (des Realwertes ) der Beamtengehälter , die im großenund ganzen auch maßgebend sind für die Bezüge der kauf -männischen Angestellten , weitgehendes Interesse finden . AnHand der folgenden Darstellung soll gezeigt werden , welchgroße Opfer die in der Inflationszeit ganz ungenügend ent -lohntien Beamten und Arbeiter für die Allgemeinheit gebrachthaben .
Die Berechnung der Kaufkraft der Gehälter erfolgte nachdem Dollarkurs , dem Großhandelsindex und dem Lebenshal -tungsindex . Letzterer wurde aus den Teuerungszahlen ge-Wonnen , die für Hamburg nach den Richtlinien des Stätist 'i-scheu Reichsamts vom Hamburger Statistischen Landesa intjeweils berechnet werden . Die Teuerungszahlen umfasseneinen vom Reich nach Art und Menge einheitlich festgesetztenTeilbedarf wichtiger Lebensbedürfnisse , und zwar IS Lebens -mittel , Heizung , Beleuchtung , Wohnung und feit Februar1922 auch eine Auswahl von Wekleidungsgegenftänden . DerLebenshaltungsindex ist zwar der beste Maßstab für die In -landskaufkraft der Gehälter , den wir besitzen ; trotzdem hat erauch feine Schwächen , denn die Teuerungszahl spiegelt nur dieKosten eines Teilbedarfs der notwendigen Lebensbedürfnissewieder , sie ist kein Existenzminimum . Zudem sind die Be -

dürfnisse nicht nur in den einzelnen sozialen Schichten , son-dern auch individuell zu verschieden , als daß die Kaufkraftzahlenmäßig erschöpfend dargestellt werden könnte .
Der über den Dollarkurs und den Großhandelsindex beröch-nete Realwert wird im allgemeinen zu nieder , der Wer den

Lebenshaltungsindex berechnete dagegen etwas zu hoch fein.Die tatsächliche Jnlandskauskraft liegt zwischen dem über denGroßhandels - und dem über den Lebenshaltungsindex berech -neten Realwert , und zwNr näher an letzterem als an demüber den Großhandelsindex berechneten . Der über den Le-
benshaltungsindex berechnete Realwert hat noch den weite -ren Vorzug , daß er die Veränderungen in der Kaufkraft amdeutlichsten erkennen läßt .

In zwei Übersichten wird nun die Entwicklung des Real -Werts der Monatsgehälter (ohne Kinderzulage ) der Beam -ten und Angestellten des 'hamburgischen Staates von 1919 bis1923 zur Darstellung gebracht , und zwar in Übersicht I der
tatsachliche Realwert , berechnet über den Lebenshaltungsindex ,den Großhandelsindex und den Dollarkurs , in Übersicht II »erRealwert , gemessen an dem gleich 100 gesetzten Realwert im
Juli - 1914 . Der Realwert ergibt sich aus dem Verhältnisdes Nominalwerts der Gehälter zu dem jeweiligen Papier -
markwert . Die Zusammenstellung läßt deutlich die gewal -
tige Einbuße am Sachwert des Gehalts erkennen , die die
Beamten in den 5 Jahren der Geldentwertung haben ertra »
gen müssen .

Allgemein schwankte der Realwert nach dem Lebenshaltungsindex bei den höheren Beamten zwischen 130 und 419 M .(16 und 61,5 Proz . des Friedensgehalts ) , den mittlere » Be -amten zwischen 82 und 2S0 M . (24,9 und 75,8 Proz . ), denunteren Beamten zwischen 61 und 162 M . (29,9 und 79,4 Pro -
zent ) und den Staatsangestellten zwischen 66 und 167 M .(39,5 und 100 Proz . ) . Nach dem Großhandelsindex und demDollarkurs war der Realwert im Laufe der 5 Jahre bedeu¬tend niedriger . Der größte Tiefstand fiel hier in den No-
vember 1922, in dem nach dem Dollarkurs die höheren Beam -ten nur 42 M . (5,2 ProzO , die mittleren 25 M . (7,6 Proz .),die unteren Beamten 17 M . (SZ Proz .) und die StaatKange -
stellten 18 M . (10,8 Proz . ) ian Gehalt bezogen .

Im Durchschnitt der verflossenen 5 Jahre hat der Real¬wert auf 100 M . des Friedensgehalts bei den höheren Be -
amten zwischen 30 und 40 Prozent , bei den mittleren zwischen40 und 60 Proz ., bei den unteren Beamten zwischen 50 und70 Proz . und bei den Staatsangestellten zwischen 60 und 80
Prozent betragen . Diese Zahlen geben ein erschütternde » Bildvon der Verelendung der deutschen Beamtenschaft , an deren
Folgen sie noch jahrelang zu leiden haben wird , zumal sie ihrPrivatvermögen durch den Währungszerfall ebenfalls größ¬tenteils verloren hat . Mögen die großen Opfer nicht umsonstgebracht fein l

Dr . Ehrler , Freiburg i. Br .
'Abersicbt über die Stärke des deutschen

Deeres kür 1924
Nach den Aufstellungen , die dem Reichshaushaltsplan für1924 beigegeben find , sind vorhanden :
Offiziere 3 797 KöpfeUnteroffiziere 17 930
Mannschaften , Gefreite und Obergefreite . 76 866 .

zusammen . 98 563 Köpfe
Ferner sind auf die nach dem Friedens -

vertrage zugestandenen 4000 Offiziere und
96 000 Mannschaften angerechnet an
Beamten :

a ) aus die Offiziere . . . » 203 Köpfeb ) auf die Mannschaften . . . . . . . 1204 .
zusammen . 100 000 Köpfe .

293
200

Köpf«
Außerdem :
Sanitätsoffiziere
Veterinäroffiziere .
Auf die nach dem Friedensvertrag zuge-

standenen 300 Sanitätsoffiziere sind
Militärapotheker angerechnet . . . . . 7 .

zusammen . 500 Köpfe
Bon den oben angeführten 98593 Köpfen entfallen auf :

nfanterie und Jäger .
avallerie . . . > .

Artillerie
Pioniere . . . . . .
Rachrichtentruppen . . .
Fahrtruppen . . . . .
Kraftfahrtruppen . . .
Sanitätsformationen .
Besondere Formationen

Offiziere Unter-
Offiziere

Mann¬
schaften1553 9203 42303

;r 605 2682 13085
604 2048 8596

79 615 2223
. • 77 483 1596

»1 630 2485
70 476 1981
63 518 2282

6«5 1275 WlÄ



Der 'Keicdsbnnd der Kommunalbeamten
und -Angestellten Deutschlands

die Spitzenorganifation der in ihren Landesgewerkschaften or¬
ganisierten deutschen Kommuuallbemnten mit insgesqmt
ILO (XXI Mitgliedern hielt in Wiirzburg se «nen diesjährigen
ordentlichen Bundestag ab.

Der erste Borsitzende des Reichsbundes, Gütschmidt, Ber -
Un -Trep^ow. wies darauf hin, dah dis Not der Zeit- die Beam»
tenschaft niehr als . sie es selbst wünsche , zwinge, sich mit iiia»
teriellen Dingen zu beschäftigen, sie würde sich sehr gern stär¬
ker aus die ideellen Belange einstellen. Höchstes .Ziel des
Reichsbmodes und überhaupt der Beamtenschaft sei es und
müsse es bleiben , das BerufÄbeamtentuin in erster Linie zu
erhalten und zwar gerade im Interesse der Völksgesamt--
heit. Räch immer warte die Beamtenschaft auf die Erfüllung
verfassungsmäßig verankerter Zusagen , auf ein deutsches Be-
amtenrechr, auf ein Beamtenvertrewngsgefetz u . a . m .

Bundesdirektor Ehrmana -Werlin berichtete über die Bete«,
ligung des Reichsbundes an dem internationalen Städtekon -
gresz in Amsteiidam . Unter anderen interessanten ' Einzelhel -
ten teilte er beispielsweise mit , daß die Beichandlungssprache
ftanzoftsch und deutsch war und auch die Zahl der Bertr °.
ter aus Deutschland am größten war . Die Aufgaben de»
Weamtenorganisationen dürften sich nicht in reinen Beam-
Anfragen erschöpfen , sondern sie müßten sich auch beteiligen
an der Lösung der großen Fragen der Städte , wie überhaupt
der großen Menschhoitsfragen, wie z. B . der Wohlfahrtspflege
u . a . m . Zu dem Berichte über die gewerkschaftliche Gesamt-
läge und die praktische Organisationsarbeiti wurde eine Ent¬
schließung angenommen , in der sich der Bundestag mit den
Ausführungen der Referenten einverstanden erklärt und die
Politik der Bundesleitung einstimmig billigt . Zur Frage des
Besoldungssperrgesetzes wurde eine Entschließung einstim»
mig angenommen , in der es heißt, daß nach Fortfall der
Reichszuschüsse . M den Besoldungen , der Staats - und Ee -
meindebeämten der eigentliche Grund für die Beibehaltung des
Sverrgesetzes beseitigt sei. Heute sei kein Kmnmunalbeamter
vor Eingriffen in die ihm gesetzmäßig zuerkannte Besol-
Vung gesichert .- Es sei völlig unmöglich, daß auf Jahre hin-
aus in den 6V 000 deutschen Gemeinden und Gemeindeverbän -
den der heute vom Reichsrat selbst als unerträglich bezeichnete
Zustand der Rechsunsichecheit und Rechtlosigkeit bestehen
bleibe. Die Kommunaweaintenschast verlange endlich wieder
klare und feste Rechtsgrundlagen für ihre Existenz, so wie sie
jeder Reichsbeamte habe.

Am 2, Verhandlungstag des Bundestages wurde die Erör -
terung über das Besoldungsgesetz forkgesetzt .

Die Forderung nach Aushebung des Gesetzes wird vor allem
mit dein Wegsall der . Besoldungszuschüsse an die Gemeinden
begründet und die Auffassung des Reichsfinanzmmifteriums
abgelehnt, daß zur Vermeidung von Beunruhigung unter den
Reichsbeamten das Sperrgesetz noch weiter notwendig sei.
Demgegenüber wird die Tatsache hervorgehoben, daß die
dauernde Beunruhigung von 300 000 Gemeindebeamten , sowie
der Lqnderbeamten , wie. sie aus der Rechtsunficherheit und
den fortgesetzten schemqtischen Eingriffen erwachse , staats -. und'

beamteypolitisch erheblich bedeutsamer sei, als die niemals
ganz zu bannende Unzufriedenheit einiger Außenseiter der
Reichsbeamtenschaft.

Über die letzt« Besoldungsregeluug erfolgte eine sehr ein»
gehende- Aussprache.' Der Geschäftsführer der demokratischen
Reichstagsfraktion Bogt, erklärte daß die Parteien beim Wie»
derzusammentritt des Reichstags gar nicht anders - könnten,
als sich von neuein der Besoldungsregelung und namentlich
einer Ausbesserung der Gehälter der unteren Beamten zuzu-
wenden; das ganze Besoldungsproblem müsse , von Grund - aus
neu geregelt werden. Auch die . Neugestaltung , und . Verbesse -
lung der Beamtenrechte , sei von außerordentlicher ^ Dringlich-
keit und. zwar besonders unter Berücksichtigung ddp .bevor-
stehenden Auswirkungen - und Einflüsse des Sachverständigen-
gutachtens . Der Bundestag richtet an den Beamtenbund den
Antrag , sofort auf Grund einer einwandfreien Berechnung

der Lebenshaltungskosten und unter Berücksichtigung, . des
Leistungsprinzips ein Besoldungssystem mit bestimmten.
Spannungsverhältnjffew von Gruppe zu Gruppe auszuorbet -
ten und sich für die Annahme einer solchen Vortage im Reichs-
tage unentwegt zu bemühen.

Zum . Schlüsse der Aussprache wurde eine Entschließung-
angenommen , in der es heißt, daß die vom Reichstag beschlos-
sene Besoldungsänderung für die Gruppen 1—6 eine schwere
Enttäuschung sei und das Elend der unteren Gruppen nicht
fühlbar erleichtern könne , vielmehr zu einer steigenden Be-
unruhigung der deutschen Beamtenschaft führe , zumal durch
die neue Änderung der Besoldungsordnung durch das Reichs-
finanzministerium systematisch eine Zurücksetzung der beson -
ders schwer um ihre Existenz ringenden Anfangsstufen der
unteren Besoldungspruppen und der Diätare durchgeführt
worden sei.

Die Aussprache über die Perf «»alabba «»er»rdnungeu führte
zu einer Entschließung, in der die Bundesleitung beauftragt
wird, in Gemeinschaft mit dem deutschen Beamtenbund mit
aller Kraft , die Aufhebung dieser Verordnungen im Reiche
und in den Ländern zu betreiben .

Nach einem ausführlichen Referat von Husseudorfer-Mün-
chen über Steuerfragen und Finanzausgleich , wurde ein An»
trag auf Bildung eines besonderen Steuerausschuffes beim
Reichsbund angenommen , der mit der weiteren Behandlung
der Vorschläge des Referenten beauftragt wurde. Di» Ver»
Handlungen werden fortgesetzt.

Der Bundestag brachte in seinem weiteren . Verlauf eme
Festversammlung mit Vorträge, : des Reichstagsabgeordneten
Bürgermeister Dr . Külz über „Gedanken zur Neuordnung ?>er
deutschen Gemeindeverfassuug" und des Stadtsyndikus Dr .
jur . Zinck-München über „die Gemeinden und ihre Beamten -
tiirper".

Dr . Külz bezeichnete als Ziel der Entwicklung den Aus-
bau der Selbstverwaltung bis zur begrifflich, rechtlich , persön¬
lich und tatsächlich möglichen Grenze und eine möglichst freie
aber doch nicht der organischen Verbindung entbehrende Siel -
lung der Gemeinden zu den anderen Körperschaften des
menschlichen Gemeinschaftslebens, insbesondere zu Staat und
Reich . Redner behandelte dann die wichtigsten Reformbestre-
bnngen . Die starre Forderung nach dem sog. Einkommen-
stiftem hält er für eine Metspannung des parlamentarische . '.
Gedankens auf Gemeindepolitik und für eine Verwechselung
zwischen Regieren und Verwalten , eine Stärkung der Stel ^
lung der Stadtverordneten erachtet er für wünschenswert.
Eine spezialisierte Bestimmung des Aufgabenkreises der Ge¬
meinden sei nicht möglich , grundsätzlich gehörten ihnen alle
Aufgaben und Einrichtungen zur Pflege der geistigen, sitt¬
lichen, körperlichen und wirtschaftlichen Wohlfahrt ihrer Ein -
wohner, soweit sie nicht durch Reichs - oder Landesgesetz an -
deren Stellen vorbehalten sind . Man unterscheide Selbstver -
waltungsaufgaben im engeren Sinne und Auftragungsange -
legenheiten. Für die den Gemeinden vom Reich und den
Ländern übertragenen Angelegenheiten seien ihnen grund -
sätzlich auch die Mittel zu überweisen . Es beständen starke
Strömungen für die Schaffung einer Einheitsgemeindeord -
nung für die Städte und Landgemeinden . In manchen Staa -
ten beständen bis zu. acht Gemeindeordnungen . Eine völlige
Einheitlichkeit der Verwaltungsnormen sei eine tatsächliche
Unmöglichkeit . Die Einheitsgemeindeordnung sei kein Grund -
satz,. sondern eine Zweckmäßigkeitsfrage. Geschichtlich ' sei sie
schon oft versucht worden, in Preußen wie irt Frankteich , habe
sich jedoch nicht bewährt . Notwendig sei eine Reichsstädteord-
nung mit Festlegung des Begriffs der Städte , deren Auf-
gaben und. der Grundlagen der Stadtverfassung . Zur Stel -
lung der Gemeindebamten übergehend, fordert er als Ziel
jeder Gemeindebeamtengesetzgebung: den Pflichtenkreis der
Beamten auf eine feste Grundlage zu stellen ebenso aber ihre
wirtschaftlichem dienstlichen und persönlichen Interessen aus -
reichend und abschließend zu sichern . Das Gefühl persönlichen
Verbundenseins des Beamten mit der Verwaltung und das
Gefühl der Selbstverantwortlichkeit müsse herbeigeführt wer-
den durch möglichst selbständige Stellung der Beamten durch

Schaffung von Bertreiungskörpern der Beamtenschaft un)
durch unmittelbare Beteiligung der Beamten bei Wahrneh-
mung der Beamteninteressen . Von der- staatlichen Aufsicht
Über . die Gemeinden fordert Redner , daß sie sich in der jkt,-
wendungsform den praktischen Bedürfnissen auf Gemeindever¬
waltung anpassen müsse . Der Geist der Aussicht sei das We¬
sentliche . Redner schloß seine Llussüh ungen mit der Mah-
nung , daß die Gemeinden nicht zum Tummelplatz politischer
Wechselsälle gemacht werden dürften . !? icht ein System oder
eine politische Strömung , sonder» Persönlichkeiten seien die
Träger der Entwicklung.

Stadtsyndikus Dr . Zinck gab ein Ges »mtbild von dem Wir-
ken der Gemeindebamten in - ihren Gen -e.inden, von dein Ver-
hältnis der Gemeinden zu ihren Beamten und von der Ein-
Wirkung staatlicher Eingriffe aus dieses Verhältnis . Ausgehend
vom verfassungsmäßig gewährleisteten Selbstverwaltungsrecht
der Gemeinden schilderte er die Bedeutung der Gemeinden als
hervorragende Stützen dieses Selbftvertvaltungsrechts , aber
anch als Mittler zwischen Staat und Voll . Er führte dl«
einzelnen Aufgaben der Gemeindebeamten besonders auf so -
zialem Gebiet auf , in denen sie nicht nur das Gesetz formeil
vollziehen, sondern den Gesetzesgedanken m das Volk hinein»
tragen . Er schilderte die schwierige Tätigkeit der Beamte«
in der Großstadt und die vielseitigen Ausgaben der Gemeinde-
beamten aus dein - Lande. Aus einer Reihe . von Beispielen
bezeichnete er denUnterschied zwischen Reichs- , Staats - und
Gemeindedienst. Übergehend auf die Rechtsstellung der Be -
amten vertrat er die Forderung , daß gewisse Grundsätze des
Beamtenrechts vom Reich aufgestellt und daß dieser Rahmen,
dann von den Gemeinden ausgeführt werden solle , es
müsse strengste Pflichterfüllung und hohe Pflichtauffassung^ von
den Beamten verlangt , dafür aber auch ihre Rechtsstellung,
sichergestellt werden . Vom Staate sorderte er Verständnis»
für die besonderen Verhältnisse der Gemeinden . Dies habe
leider gemangelt bei den Abbauverordnungen und Sperrge -

setze » . Am Schlüsse seiner Ausführungen gab er eii? Treue -
bekenntnis für Reick , Staat und Gemeinden ab ; erinnerte
an das , was die Beamtenschaft für das Voltsganze gebildet
hat , und forderte Treue um Treue . Reicher Beifall der Ver,

sammlung dankte den Rednern für ihre Ausführungen . J

Die Deutsche Nothilfe
Die Reichspöstverwaltung gibt auf Anregung der „Deut *

scheu Nothilfe " Wohlfahrtsbriefmarken aus . Die neuen Mar -
ken sind iii den Werten 5, 10, 20 und 50 Pfennig hergestellt
und können bei allen Postanstalten gekauft und gleich wie di«
Übrigen Briefmarken zur Freimachung von Postsendungen
verwendet werden. Zu dem Nennwert (Fraiikierungswert ).
dieser Briefmarken , wird zugunsten der Deutschen Nothilse
von der Postverwaltung ein Zuschlag erhoben im dreifachen
Betrag des Nennwertes , so daß zu entrichten sind : für die
5 Pfennigmarke 20 Pf . , für die 10 Pfennigmarke 40 Pf ., für
die 20 Pfennigmarke 80 Pf . und für die 50 Pfennigmarke
200 Pf .

Es ist eine einmalige Auflage von. je 5 Millionen Stück in
den Farben grün , rot , blau und braun angefertigt . Als Vor -
bild für die Briefmarken sind vier der berühmten Wandge¬
mälde von Moritz von Schwindt in der Elisabeth -Galerie de»
Wartburg gewählt worden.

Sie geben ,eine Darstellung von „Werken der Barmherzig »
keit " als Sinnbild des Wirkens der Deutschen Nothilfe : die
Hungrigen speisen , die Durstigen tränken , die Nackten kleiden, ,
die Kranken pflegen. Die zum Nennwert erhobenen Zu-
schlage werden von der Postverwaltung ohne Abzug an die
Deutsche Nothilse abgeführt .

Die Sammlung der Deutschen Nothilfe ist zur Linderung '
der Not - im deutschen Reiche, unter bevorzugter Berücksichtigung
der besonders schwerleidenden besetzten Gebiete bestimmt. Die
von . der Deutschen Nothilfe gesammelten Mittel dürfen nicht
zur Übernahme oder Erleichterung von Lasten des Reiches
oder der Länder dienen, sondern soll deren Fürsorgetätigkeit
ergänzen . Eine .Verwendung von Mitteln zu . politischen Zwek-
ken ist ausgeschlossen . i

Was der Beamte für Familie u. HausliaSf benötigt
Aretz & Cie .

Inhaber : A . F ackler

Kaiserstraße 215 Telephon 219
Spezialltaus in Gummiwaren und Linoleum

Gummischuhe , Kerpen - und Damen - Gummi -
IHäntel , Wachstuchs Tischdecken , Läufer ,
Wandschoner , Linoleum , Stückware , Teppiche

und Läufer , Gummi - Spielwareh CA.303

Speziailiaus in esi.325
Herren- u .Damenkleiderstoffe
SeidenstöffeAussteuerartikef
Willi - iraunage !
Herrenstr . 7 Herrensir . 7

zwischen Kaiserstraße lind Schloßplatz.

Färberei u . ehem . Waschanstalt

D. LaschTelefon
1953

Telefon
1953

reinigt und färbt alle in dieses Fach einschlagende Gegenstände

Prompte Bedienung - ' Mäßige Preise
- • EA323

RIEH . KITTEL
Uhrmacher - Meister
Karlsruhe i> B .

am Stadtgarten I — Hauptbahnhof

Moderne

Zimmer -Uhren
mit schönen Gongschlägen

in 1/2, 3/4 und 4/4 Westminister in jeder
Preislage am Lager

Versäumen Sie nicht ,
meine Ausstellungsräume , einzig in ihrer
Art, ohne Kaufzwang zu besichtigen .

Reparatur - Werkstätte
Telefon Nr . 2540

Ecke Kaiser - u . Douglasstr, (Hauptpost ) T6l . S220

Kompl. Wohnungseinrichtungen
Schlaf-, Wohn - u. Herren
Zimmer , Küchen

AN*

usw . ArtP olster -
und Einze Imöbel

iu [ ( ) tzen

Tel . 5224 . Hauptlager Mohlburg , Philip »str . 19
a£E3b.

Inhaber : A . FackleP

Kaiserstraße 215 Telephon 219

Abteilung I : Sämtliche Gummiŵ tren und Krankenpflegeartikel ,
Gummikurzwaren . Damenbed . Hygienische Artikel . Herrenbed .
Abteilung II : Technische Gummi- und Asbcstwarsn , Treib -

riemenlager und Bedarfsartikel für Maschinenbetrieb .
Groüverkauf. Kieinverkauf .

Speiselimmer
| üerregji .' iü ^ tes "
I Schiafeimracr
| Küchen CA .310

einzelne IflSiJslstüoke
in bekannt großer Auswahl im Möbelhaus

M aie r We i n h e i m & r
Karlsruhe Zahlungserleichterung . Kronensti *. 32

Studien zurlalpsclielte der groOen Ito Mini
Von Dr . BERNHARD BRANDT

Mit 2 Karten und 3 Tafeln. Preis 2 . 70 G .-M .

„Die Arbeit ist als guter Beitrag zur Geschichte des südlichen

Schwarzwaldes zu begrüßen ." (Petermanns Geogr . Mitteilg-)-

Verlag G. Braun in Karlsruhe , Karlfriedrichsir . 14

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
G . BRRÜN ^ KARLSRUHE
Vor'ma Is 'G, B r a u n s c h e - h o f b u c1i dru c Ken ei u n d»Vc-rla 'g;

Karlfriedrichstraße 14

Herstellung von Druckarbeiten
für staatliche und städtische Behörden

1 •' ■ ■' " ■ •' .
• • •• ■■■' ■■ ■• ■• -

Win 1 — 1 um ~ • irwi if -*-TtTH *r~TU

1 1 für Polizei - u. GeimMidebeamte, Fausrwalirkorps,
UniTOrmen ZolJ - u. FinanzbeamtB , Eisen - u . Straflenbabner,

—— Feld u.Waldhüter,sawiaBerufskleidungenjed .ftrt

Albert Hilbert , G . m . b . H M Rastatt
Süddeutsche Bekleidungs - Industrie

Filiale : Ludwigshafon a . Rhein , Bismarckstraß « 40 .

GEBRÜDER BACHERT

KARLSRUHE i . B .
Liststr . 5 Tel . 443

Glocken - und M« tallgiesserei
Eisen - und» Tempergiesserei

P '
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